
brauch dicht beieinander liegen. Also kleine Kraftwerkseinhei­
ten!

Nur dezentrale Strukturen ermöglichen eine absolute Sen­
kung des Primärenergieverbrauchs und eine hohe Effizienz. Die 
Kraft-Wärme-Kopplung ist favorisiert mit einem Wirkungsgrad 
von 80 %. Das heißt, bei gleicher Energiedienstleistung ist minde­
stens eine Halbierung des C02-Ausstoßes möglich. Nach den Er­
gebnissen der Enquete-Kommission des Bundestages ist es er­
forderlich, bis zum Jahre 2005 den C02-Ausstoß um 30% zu sen­
ken, und das ist nur durch Energieeinsparung möglich.

(Schwacher Beifall)

Auch die Fragen der Demokratie werden berührt. Monopol­
strukturen schalten ja nicht nur marktwirtschaftlichen Wettbe­
werb aus; sie verhindern auch die kommunale Mitbestimmung 
über die Energiepolitik. Die Energiepreise werden durch die Mo­
nopole diktiert. Wer viel Energie verbraucht, muß pro Kilowatt­
stunde weniger bezahlen. Wer wenig verbraucht, zahlt die höch­
sten Preise. Das ist pervers, kommt aber mit dem Einmarsch der 
drei großen Energiekonzerne auf uns zu.

(Schwacher Beifall bei SPD, PDS und Bündnis 90/Grüne)

Dringend nötige Energiesparprogramme sind unter diesen zu 
erwartenden Bedingungen von vornherein zum Scheitern ver­
urteilt. Auch die Förderung erneuerbarer Energiequellen stößt 
unter diesen zentralistischen Strukturen sehr schnell an die 
Grenze des Preisdiktats. Auch wenn die Möglichkeit dieser 
Energiequellen hier genannt wurde - das Problem ist ein ande­
res. Überflußstrom aus Wind- und Wasserkraftwerken beispiels­
weise, aber auch aus Wärmekraftkoppelungsanlagen wird bei 
der Einspeisung in das Netz kaum belohnt. Die miserablen Ein­
speisungsbedingungen, die auch wir übernehmen werden, sind 
der Hauptgrund dafür, daß sich in der Bundesrepublik weder 
Blockheizkraftwerke noch Windkraftwerke in dem Maße durch­
setzen, wie es aus ökologischen Gründen nötig wäre. Damit wird 
ein Wettbewerb im Sinne der ökologisch-sozialen Marktwirt­
schaft ausgeschlossen.

Wer das Netz besitzt, bestimmt die Musik. Gehen unsere Net­
ze, wie beabsichtigt, an die größten bundesdeutschen Energie­
konzerne, wird uns eine Energiepolitik diktiert, die ökologisch 
verheerend ist. Der maximale Verkauf von Strom und Gas wird 
höchstes Unternehmensziel, nicht die nötige und mögliche Mo­
bilisierung der riesigen Einsparpotentiale und die erneuerbaren 
Energiequellen.

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und bei PDS)

Wir haben in diesem Hohen Hause die kommunale Selbstver­
waltung beschlossen. Eine kommunale Selbstverwaltung erfor­
dert aber starke kommunale Unternehmen, Stadtwerke z. B., um 
Geld zu verdienen, das in den Kommunen bleibt. Deshalb muß 
eine kommunale Energiehoheit gesichert werden.

Ich habe ein Telex vorliegen, vom Oberbürgermeister 
Dr. Wagner der Stadt Dresden, Parteizugehörigkeit CDU:

„Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dresden hat 
am 14.6.1990, ausgehend von der Kommunalverfassung, be­
schlossen, Rechtsansprüche auf kommunales Eigentum im 
Bereich der Versorgungswirtschaft, insbesondere der Ener­
gieversorgung geltend zu machen. Die Stadt Dresden erhebt 
Vermögensanspruch auf alle in der Stadt Dresden gelege­
nen Anlagen und Netze der Energieversorgung, unter ande­
rem bis zu 100-kV-Ebene bei der Elektrizitätswirtschaft. Ich 
erwarte deshalb von Ihnen eine hinreichende Berücksichti­
gung der Interessen der Dresdner Bürger.“

Ähnliche Initiativen gibt es in 10 weiteren Städten der DDR.

(Nooke, Bündnis 90/Grüne: Zum Beispiel von Dr. Magirius 
aus Leipzig.)

Die EG sieht gerade für die kommunale Energieversorgung För­
derprogramme vor. Sie haben Einsparmaßnahmen zum Ziel, ei­

ne saubere effektive Kohlenutzung, Wärmekraftkoppelung so­
wie regenerative Energie.

Meine Damen und Herren! Es ist unbestritten, für das Sanie­
rungsprogramm unserer Energiewirtschaft wird fremdes Kapi­
tal benötigt. Das wird auch fließen, denn Investitionen in Ener­
giewirtschaft sind lohnend, und Energie wird immer gebraucht. 
Das darf aber nicht heißen, daß wir dem Kapital, den drei ge­
nannten großen Konzernen das Feld der energiepolitischen Ent­
scheidungen überlassen. Und genau das ist im Vertrag festge­
schrieben durch die Mehrheitsbeteiligung der westlichen Ener­
gieunternehmen im Vorstand und bezüglich der Aktien. Es ist 
unsere Pflicht, für das Wohl unserer Umwelt und für das Wohl 
unserer Kommunen zu sorgen.

Angesichts der schwerwiegenden Vorhaben der Regierung 
häufen sich eine Reihe von Fragen, die wir auch im Umweltaus­
schuß nicht endgültig klären konnten.

1. Unsere Regierung und das zuständige Ministerium haben 
bis heute noch kein Energiekonzept vorgelegt. Bedeutet das 
Konzeptionslosigkeit, oder will man den bundesdeutschen Groß­
konzernen ihr Konzept nicht verderben?

(Beifall bei SPD, beim Bündnis 90/Grüne und bei PDS)

2. Wie soll unser immenses Energiesparpotential, unsere 
Energiequelle Nummer eins, weitgreifend und möglichst 
schnell erschlossen werden, wenn die Energiewirtschaft von— 
Konzernen betrieben wird, die am Verkauf und nicht an der Ein­
sparung verdienen?

3. Wie lange soll die Fehlentscheidung der Regierung noch 
aufrechterhalten werden, unsere Energiepreise und damit die 
Energieverschwendung weiter zu subventionieren, statt diese 
dafür vorgesehenen Milliarden den Bürgern in die Hand zu ge­
ben und sie zum Sparen zu motivieren und damit die Nachfrage 
nach Energiespartechnik zu beleben?

(Beifall bei SPD und beim Bündnis 90/Grüne)

Zusammenfassend will ich feststellen, daß der diskutierte Ver­
trag als undemokratisch, ungesetzlich und ökologisch unverant­
wortbar eingeschätzt wird und deshalb in dieser Form entschie­
den abzulehnen ist.

Ich richte noch als Vorsitzender des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz, Energie und Reaktorsicherheit eine Anfrage an 
Minister Steinberg: Warum hat der zuständige Umweltaus­
schuß diesen Vertragsentwurf in keiner Phase zu Gesicht be­
kommen, obwohl dieser Entwurf einzelnen CDU-Abgeordneten 
des gleichen Ausschusses schon länger vorliegt? '—

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)

Wir schließen uns dem Vorschlag der SPD zur weiteren Bearbei­
tung dieses schwerwiegenden Vertrages in den Ausschüssen an.

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)

StellvertreterderPräsidentinDr. Höppner:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Frage?

Leja (CDU/DA):

Herr Kollege Dr. Dörfler! Sie haben einige wunderschöne 
Gedanken geäußert. Da muß ich Ihnen beipflichten, daß das alles 
schön wäre, wenn das so gehen würde. Aber ich bitte Sie: Unter­
breiten Sie bitte einen konkreten Vorschlag, wie Sie ausgehend 
von der momentanen ökonomischen Situation diese Dinge im 
nächsten halben bis einem Jahr realisieren und auch finanzieren 
wollen!
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